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Memorandum 

über die Modalitäten für eine Verstärkung der Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der industriellen und wissensdiaftlidien 

Entwicklung in Europa 


Die Staats- bzw. Regierungschefs haben auf ihrer 
Konferenz in Den Haag am 1. und 2. Dezember 1969 
„ihren Willen bekräftigt, den für die Stärkung der 
Gemeinschaft und für ihre Entwicklung zur Wirt- 
schaftsunion erforderlichen weiteren Ausbau be- 
schleunigt voranzutreiben.'' Sie haben hierfür zwei 
Hauptaktionsbereiche abgesteckt: die Schaffung ei- 
ner Wirtschafts- und Währungsunion und die in- 
dustrielle und wissenschaftliche Entwicklung, 

Der Rat hat am 6. März 1970 auf Empfehlung 
der Wirtschafts- und Finanzminister einen Beschluß 
zur Gestaltung seiner Arbeit auf dem Wirtschafts- 
und Währungsgebiet gefaßt. Der Standpunkt und 
die Vorschläge Frankreichs in bezug auf die Mittel 
zur Erreichung des von den Staats- und Regie- 
rungschefs festgelegten Zieles sollen in dem auf 
diese Weise geschaffenen Rahmen dargelegt werden. 

Zweck dieses Memorandums ist die Vorlage von 
Vorschlägen auf dem zweiten in Den Haag festge- 
legten Aktionsgebiet, der industriellen und wissen- 
schaftlichen Entwicklung. Für die Gemeinsc^iafts- 
tätigkeit ist dies kein vollständig neuer Bereich: 
Aufgrund der Verträge und der von den Regierun- 
gen und der Kommission in den vergangenen Jah- 
ren unterbreiteten Vorschläge ist bereits einiges 
unternommen worden. Die Ergebnisse haben aber 
den Bedürfnissen und den berechtigten Ansprüchen 
Eurof>as nicht entsprochen. Als Beitrag zu den Über- 
legungen, die im Rahmen der Gemeinschaft über 
den gesamten Fragenkomplex anzustellen sind, un- 
terbreitet die französische Regierung die folgenden 
Vorschläge: 


L Aktionen, die auf der Haager Konferenz 
genannt wurden 

Der Präsident der Französischen Republik hat auf 
der Konferenz in Den Haag mehrere Bereiche ge- 
nannt, die auf industriellem Gebiet besser als an- 
dere für eine Gemeinschaftsaktion geeignet sein 
dürften. 

Die französische Regierung schlägt dem Rat da- 
her vor, diese Aktionen im einzelnen festzulegen; 
dabei könnte von folgenden Überlegungen ausge- 
gangen werden; 

a) Atomindustrie 

Im Bereich der fortgeschrittenen Technologie auf 
dem Kerngebiet sollten die Möglichkeiten genutzt 
werden, die aufgrund des die gemeinsamen Unter- 
nehmen betreffenden Kapitels des Euratom-Ver- 


trags bestehen, und große Prototypen fortgeschrit- 
tener Reaktoren, insbesondere aus der Reihe der 
Brutreaktoren, in der Gemeinschaft verwirklicht 
werden. Eine Angleichung innerhalb der Gemein- 
schaft erscheint besonders wünschenswert, denn es 
sollten nicht erneut Fehler gemacht werden, wie 
sie bezüglich der Prototypen der Zwischenstufe un- 
terlaufen sind. Die Gründung solcher Unternehmen 
setzt voraus, daß zuvor, und zwar möglichst bald, 
die Einzelheiten der Vereinbarungen festgelegt 
werden, mit denen die Entwicklung der fortge- 
schrittenen Technologie in dem betreffenden Be- 
reich gefördert werden könnte. Derartige Verein- 
barungen wären zu schließen 

- zwischen den Stromerzeugern, welche die Haupt- 
abnehmer sind , 

- zwischen Industrieunternehmen, die sich für die 
Durchführung der Vorhaben zu Arbeitsgemein- 
schaften zusammenschließen, 

- zwischen den Regierungen, die bis zu einem ge- 
wissen Grad die zusätzlichen Kosten, die sich 
im Vergleich zu den klassischen Verfahren etwa 
ergeben, übernehmen und den Stromerzeugern 
gewisse Garantien geben müßten. 

Es liegt ferner nicht im Interesse der Gemeinschaft, 
daß ihre Versorgung mit angereichertem Uran voll- 
ständig von Drittländern abhängt. Die bisher durch- 
geführten Untersuchungen haben gezeigt, daß auf- 
grund der in technischer und wirtschaftlicher Hin- 
sicht erzielten Ergebnisse ohne weiteres die Errich- 
tung einer für den europäischen Bedarf ausreichen- 
den Urananreicherungsanlage in der Gemeinschaft 
ins Auge gefaßt werden kann. Mit der Errichtung 
dieser Anlage käme klarer als auf irgendeine an- 
dere Weise zum Ausdruck, daß die europäischen 
Länder entschlossen sind, in den Bereichen Indu- 
strie und Energie solidarisch zu handeln. Die fran- 
zösische Regierung ist in Anbetracht der Erfahrung, 
welche die französische Industrie auf diesem Ge- 
biet erworben hat, für ihren Teil bereit, zur Schaf- 
fung eines gemeinsamen Unternehmens weitest- 
gehend beizutragen, sobald auf Gemeinschafts- 
ebene wirklich der Wille zur Zusammenarbeit er- 
kennbar ist. 

b) Informatik 

Hinsichtlich der Informatik müßten Anstrengungen 
auf zwei verschiedenen Ebenen unternommen wer- 
den, nämlich durch direkte Einwirkung auf die Poli- 
tik der technologischen Ausrichtung der Unterneh- 
men und durch Absatzförderung. 
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1. Großanlage für die Datenverarbeitung 

Der Bau einer Großanlage für die Datenverar- 
beitung und -Speicherung in Zusammenarbeit 
mit anderen europäischen Ländern erscheint aus 
dreierlei Arten von Erwägungen gerechtfertigt: 

- aus kommerziellen Erwägungen - in Europa 
wird es in den kommenden Jahren einen 
bedeutenden Markt für Hochleistungsdaten- 
verarbeitungssysteme geben. Die nationalen 
Märkte werden nicht so groß sein, daß die 
Entwicklung eigener Systeme gerechtfertigt 
wäre, und wenn es nicht zu einer engen Zu- 
sammenarbeit zwischen den europäischen In- 
dustrien kommt, wird der Markt für Groß- 
anlagen von außergemeinschaftlichen Indu- 
strieinteressen beherrscht werden; 

- aus technologischen Erwägungen - ein solches 
Vorhaben dürfte, da es gegenüber der derzeit 
bekannten Systemen eine Neuerung darstellt, 
den Ausbau eines autonomen Potentials in 
Europa ermöglichen und den auf dem Gebiet 
der Informatik besonders spürbaren Rück- 
stand verringern; 

- aus industriellen Erwägungen - europäische 
Strukturen werden sich auf dem Gebiet der 
Informatik wohl kaum einführen lassen, so- 
lange nicht in einem großen Vorhaben die 
Entschlossenheit der Staaten der Gemein- 
schaft zum Ausdruck kommt, die Entwicklung 
dieser Industrie zu fördern. 

Im derzeitigen Stadium wäre wohl zu wünschen, 
daß die Regierungen ihren Willen, europäische 
Technologie und Industrie zu fördern, kundtun 
und den notwendigen Impuls zu diesem Vor- 
haben geben, sobald die Ergebnisse der vom 
Rat am 28. Oktober 1969 beschlossenen Unter- 
suchung vorliegen. 

In diesem Sinne könnten die Staaten und die 
interessierten Unternehmen auf lange Sicht eine 
Verpflichtung übernehmen und dabei eine Präfe- 
renzpolitik in bezug auf den Kauf seitens der 
Verwaltungen, die einen bedeutenden Teil des 
Marktes für diese Großanldgen bilden werden, 
festlegen. 

Dem Unternehmen müßte von Anfang an Indu- 
striecharakter gegeben werden, damit nicht eine 
Einrichtung geschaffen wird, in deren Rahmen 
lediglich die Staaten Zusammenarbeiten. Ferner 
müßte vermieden werden, daß das Vorhaben nur 
in einer Verteilung öffentlicher Mittel zwischen 
verschiedenen europäischen Firmen besteht. 
Eine Möglichkeit besteht vielleicht darin, daß 
für die Leitung des Projekts eine aus den inter- 
essierten europäischen Industrien gebildete neue 
Gesellschaft um eine Gruppe hochqualifizierter 
Fachkräfte gegründet wird, die gegenüber den 
Muttergesellschaften weitgehend Entscheidungs- 
freiheit hätten; die Untersuchungen wären im 


wesentlichen an die Muttergesellschaften zu ver- 
geben und würden zum größten Teil von den 
Staaten finanziert. 


2. Gesamtentwicklung der europäischen Elektronik- 
industrie 

Innerhalb der Gemeinschaft werden sich in den 
nächsten Jahren die Datenverarbeitungsnetze 
auf den verschiedensten Gebieten - Verkehr, 
Fernmeldewesen, Wetterkunde, Unterrichtswe- 
sen, Gesundheitswesen - beträchtlich entwickeln. 
Großaufträge sind der europäischen Industrie 
bisher in fast allen Fällen entgangen. Es ist un- 
bedingt notwendig, daß die Mitgliedstaaten, 
gegebenenfalls zusammen mit anderen europäi- 
schen Ländern, durch ihre Beteiligung an diesen 
großen Ausrüstungsvorhaben, von denen viele 
den öffentlichen Sektor betreffen, Vereinbarun- 
gen zwischen den wichtigsten europäischen Fir- 
men erleichtern und diesen, zumindest am An- 
fang, helfen, Zugang zu einem Markt zu finden, 
ohne den die Bemühungen um die Schaffung 
einer europäischen Industrie auf dem Gebiet der 
Informatik keine Aussicht auf Erfolg hätten. 

Diese Maßnahmen auf dem Gebiet der Informa- 
tik dürften, in Verbindung mit der Angleichung 
der Normen und mit den gemeinsamen Aktio- 
nen auf dem Gebiet des Fernmeldewesens, die 
Entwicklung der europäischen elektronischen 
Industrie bewirken. 

c) Investitionen im Ausland 

Es ist darauf zu achten, daß die Unternehmen der 
Gemeinschaft im Ausland die gleichen Investitions- 
möglichkeiten haben wie ihre Konkurrenten, ins- 
besondere in bezug auf die Garantien, die ihnen 
eingeräumt werden. In diesem Sinne, vor allem 
aber auch in dem Bestreben, die Industrialisierung 
der Entwicklungsländer zu erleichtern, hält es die 
französische Regierung für angebracht, daß ein 
System einer Gemeinschaftsgarantie für bestimmte 
Privatinvestitionen in Drittländern ausgearbeitet 
wird. Die Einführung dieses europäischen Garan- 
tiesystems könnte vom Rat auf Grund des Vertrags 
beschlossen werden. In dem Beschluß wäre insbe- 
sondere folgendes festzulegen: 

- der geographische Anwendungsbereich der Rege- 
lung. Dieser Anwendungsbereich müßte wohl von 
vornherein möglichst groß gewählt werden. Er 
müßte die durch Übereinkommen bzw. Assozi- 
ierungsverträge an die Gemeinschaft gebundenen 
Entwicklungsländer, darüber hinaus aber auch 
andere Staaten der Dritten Welt umfassen; 

- das mit der Verwaltung dieser Garantie beauf- 
tragte Organ. Es wäre zu untersuchen, ob und 
unter welchen Voraussetzungen diese Aufgabe 
der Europäischen Investitionsbank (EIB) übertra- 
gen werden könnte; 
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- die Art der Investitionen, für die diese Garantie ! b) Abstimmung der Aufträge 
in Frage kommt und die zu deckenden Risiken; ; 

Die französische Regierung schlägt vor, daß die 

- der Risikoanteil des investierenden Unterneh- | Bemühungen der Gemeinschaft um einen Ausbau 

mens. 1 der Strukturen der Industrie in den Mitgliedslän- 

j dem durch Abstimmung der Aufträge unterstützt 
' werden. 


II. Auswahl der Entwicklungsbereiche 

Diese Aktionen haben aber nur dann einen rich- 
tigen Sinn, wenn sie im Rahmen einer konzertier- 
ten Politik der Gemeinschaft erfolgen, deren Ziel es 
ist, die europäischen Industriestrukturen im ge- 
meinsamen Interesse durch gemeinsam festgelegte 
Aktionen auszubauen. Das ist der Zweck der fol- 
genden Vorschläge: 

a) Ausbau der Strukturen 

Der europäischen Industrie müssen die notwen- 
digen Mittel für ihre Expansion zur Verfügung ste- 
hen. 

Es ist* deshalb wünschenswert, daß die Beseiti- 
gung rechtlicher Hemmnisse für den Zusammen- 
schluß von Gesellschaften beschleunigt wird. Die 
Europäische Handelsgesellschaft würde die Bildung 
multinationaler Unternehmen erleichtern. Unter- 
nehmen außerhalb der Gemeinschaft könnten er- 
mächtigt werden, sich ihrer insoweit zu bedienen, 
als damit nicht besondere Vorteile eingeräumt wür- 
den. 

Ferner wäre es vielleicht angebracht, daß die 
Gemeinschaft eine elastischere rechtliche Formel 
findet, die ein Zusammengehen von Unternehmen 
gestattet; es könnte dabei von der Interessenge- 
meinschaft ausgegangen werden. Der Begriff ge- 
meinsames Unternehmen könnte mit den gleichen 
Formen und den gleichen Vergünstigungen auch 
auf anderen Bereiche als den unter den Euratom- 
Vertrag fallenden ausgedehnt werden. 

Die französische Regierung schlägt außerdem vor, 
daß eine Gemeinschaftsstelle geschaffen wird, an 
die sich die Unternehmen, insbesondere die kleinen 
und mittleren Unternehmen, gegebenenfalls wenden 
können, um sich Rat in Rechtsfragen oder Auskunft 
über in Frage kommende Partner zu holen. 

Andererseits hält sie es für wünschenswert, daß 
der Aufgabenbereich der Europäischen Investitions- 
bank erweitert wird; sie schlägt vor, daß die Ak- 
tionsmöglichkeiten, welche der Bank nach Artikel 
130 des Vertrags gegeben sind, vollständig ausge- 
schöpft werden. Parallel hierzu sollten, insbeson- 
dere anhand der Ergebnisse der ersten Maßnah- 
men der Bank zur Umgestaltung der Industrie- 
struktur, Untersuchungen im Hinblick auf die Fest- 
legung der Bedingungen und der Einzelheiten für 
neue Interventionsformen der EIB eingeleitet wer- 
den. 


Sie würde es begrüßen, wenn der Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik dem Rat möglichst 
bald das Ergebnis seiner Beratungen über diese 
Frage unterbreitete. Ziel der Abstimmung muß es 
sein, die Spezialisierung und die Bildung multina- 
tionaler Unternehmen zu fördern und darüber hin- 
aus beim Kauf von Erzeugnissen der fortgeschritte- 
nen Technologie, die einen bedeutenden Aufwand 
an Forschungs- und Entwicklungsarbeit voraus- 
setzen, die Gemeinschaftspräferenz sicherzustellen, 
dabei aber darauf zu achten, daß die Angebots- 
preise der Unternehmen den tatsächlichen Geste- 
hungskosten entsprechen. 

Einige Bereiche, für die eine Interessengemein- 
schaft von weniger miteinander vergleichbaren 
Einkaufsdienststellen kennzeichnend ist, dürften sich 
für die versuchsweise Einführung solcher Abstim- 
mungsformeln besonders gut eignen. 

Die französische Regierung schlägt deshalb vor, 
daß man, ohne die ersten Ergebnisse der Beratun- 
gen des Ausschusses abzuwarten, in Verbindung 
mit den Bemühungen um eine schnellere Verein- 
heitlichung der Industrienormen die Abstimmung 
der Aufträge in bezug auf Material für Eisenbah- 
nen, Übertragungstechnik, Fernschreibanlagen, Da- 
tenübermittlung sowie Übermittlung von meteoro- 
logischem und ozeanographischem Material in An- 
griff nimmt. 

c) Beihilfen 

Eine Abstimmung auf Gemeinschaftsebene ist auch 
deswegen notwendig, weil das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes eine Verstärkung der regio- 
nalen Mißverhältnisse zugunsten der am meisten 
industrialisierten Gebiete Europas hervorrufen 
könnte. Es muß auch vermieden werden, daß die 
Mitgliedstaaten eine regionale Aktion zum Vor- 
wand nehmen, um sich bei der Gewährung von 
Beihilfen, mit denen in ihren Hoheitsgebieten be- 
I sonders dynamische und rentable Industriezweige 
I entwickelt werden sollen, überbieten, wobei die- 
ses Uberbieten besonders deutlich ist, wenn es sich 
um außergemeinschaftliche Investitionen handelt. Es 
( kommt also darauf an, .daß bei den derzeit laufen- 
I den Arbeiten rasch die Ziele einer ausschließlich 
' für regionale Zwecke bestimmten Beihilfe definiert 
i werden. Im Rahmen einer allgemeinen Abstim- 
mung der Mitgliedstaaten über ihre regionalen Pro- 
gramme wird es dann möglich sein, weiterzugehen 
I und unter diesem Gesichtspunkt gemeinschaftliche 
Normen für Beihilfen festzulegen, und zwar insbe- 
! sondere in Form von in Subventions-Aequivalenten 
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ausgedrückten Höchstgrenzen; diese Höchstgrenzen 
müßten von allen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
bestehenden Organen und Körperschaften einge- 
halten werden. 

Ferner sollten die allgemeinen Beihilferegelungen 
gemäß den Bestimmungen des Vertrags genau defi- 
niert und koordiniert werden. 

d) Abstimmung der Mitgliedsländer der Gemein- 
sdiaft in bezug auf die ausländischen Investitio- 
nen 

Die französische Regierung ist der Auffassung, 
daß die Bemühungen um eine Harmonisierung der 
europäischen Rechtsinstrumente, die der Förderung 
der industriellen Entwicklung dienen, wie bereits 
oben erwähnt, allen in den Ländern der Gemein- 
schaft tätigen Unternehmen zugute kommen können. 

Es liegt jedoch im Interesse der Gemeinschaft, 
daß sich die Mitgliedstaaten angesichts der Bedeu- 
tung der Fremdinvestitionen sowie mit Rücksicht 
auf ihre Haushaltsinteressen zusammen mit der 
Kommission über die Haltung gegenüber diesen 
Investitionen ins Benehmen setzen; dabei sollten 
die Vorteile, die die Mitgliedstaaten bestimmten 
Investitionen aus regionalpolitischen Erwägungen 
einräumen, nicht allein den Gesellschaften mit Ge- 
meinschaftscharakter gewährt werden; dieser Cha- 
rakter muß entsprechend den Kriterien beurteilt 
werden, welche der Rat bei der Festlegung des Ge- 
meinschaftsmechanismus der Energiepolitik zu- 
grunde gelegt hat. 

Unter diesem Blickwinkel wäre es zunächst 
zweckmäßig, über genaue Informationen betreffend 
die außergemeinschaftlichen Investitionen zu ver- 
fügen; die französische Regierung legt besonderen 
Wert auf eine Anwendung des Artikels 72 des 
Rom-Vertrags. Die Mitgliedstaaten müßten hierzu 
alle zweckdienlichen Maßnahmen treffen, um genau 
und rasch über die Kapitalbewegungen nach und aus 
dritten Ländern unterrichtet zu werden. 

Damit diese statistischen Verpflichtungen besser 
erfüllt werden können und damit sich die Mitglied- 
staaten miteinander abstimmen können, ohne daß 
hierfür ein schwerfälliges Verfahren eingeführt 
wird, schlägt die französische Regierung die Schaf- 
fung eines Sachverständigenausschusses vor, an 
dem die Kommission teilnehmen würde; dieser Aus- 
schuß würde zu den besonders wichtigen Vorhaben 
über Fremdinvestitionen in der Gemeinschaft Stel- 
lung nehmen: so könnte schrittweise im gegensei- 
tigen Einvernehmen durch eine Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten 
pragmatisch eine gemeinsame Haltung in bezug auf 
die außergemeinschaftlichen Investitionen festgelegt 
werden. 

e) Reform des Sozialfonds 

Die französische Regierung hat die Vorschläge 
der Kommission an den Rat betreffend die Reform 


des Sozialfonds zur Kenntnis genommen. Ihres Er- 
achtens sollte eine wirksamere Tätigkeit des Fonds 
dadurch ermöglicht werden, daß ihm in größerem 
Maße eine rasche und unmittelbare Beteiligung an 
den konkreten Maßnahmen gestattet wird, die die 
Regierungen im Rahmen einer von der Gemeinschaft 
genehmigten oder definierten Politik einleiten. 

Es kann nämlich nicht behauptet werden, daß der 
Europäische Sozialfonds, dem bisher die Funktion 
einer Ausgleichskasse zufiel, in bedeutendem Maße 
dazu beigetragen hat, innerhalb der Gemeinschaft 
die berufliche Verwendbarkeit und die örtliche und 
berufliche Freizügigkeit der Arbeitskräfte zu fördern. 

Deshalb müßte der Rat unter Inanspruchnahme 
der ihm in Artikel 126 des Vertrags gegebenen Mög- 
lichkeit den derzeitigen Tätigkeiten des Fonds ein 
Ende setzen und ihm im Rahmen des in Artikel 123 
festgelegten Zweckes eine Reihe neuer Aufgaben zu- 
weisen. Es gilt nunmehr, wie der Präsident der Fran- 
zösischen Republik auf der Konferenz in Den Haag 
erklärt hat, die Tätigkeit der Gemeinschaft auf sozia- 
lem Gebiet wirksamer zu gestalten. 

Die von der Kommission in ihrer Stellungnahme 
aufgestellten und vom Europäischen Parlament so- 
wie vom Wirtschafts- und Sozialausschuß gebilligten 
Leitlinien werden Anliegen gerecht, die auch die 
französische Regierung für sehr wichtig erachtet. 

Bei der Zuweisung neuer Aufgaben an den Euro- 
päischen Sozialfonds kann von folgenden Grund- 
sätzen ausgegangen werden: 

Die Interventionen des Europäischen Sozialfonds 
müßten tatsächlich einen Anreiz für die Regierungen 
der einzelnen Mitgliedstaaten bedeuten. 

Die Interventionen könnten ausgelöst werden, 
wenn bei der Beschäftigungslage in den Tätigkeits- 
bereichen, die Gegenstand einer sich aus den Ver- 
trägen ergebenden oder vom Rat beschlossenen ge- 
meinsamen Politik sind, ein Ungleichgewicht festge- 
stellt wird oder vorauszusehen ist, und zwar 
gleichgültig ob dieses Ungleichgewicht die unmittel- 
bare Folge der Anwendung der Gemeinschaftsbe- 
schlüsse ist oder ob es deren Anwendung beein- 
trächtigen könnte. 

Diese Interventionen müßten die Form positiver 
Maßnahmen zugunsten der Arbeitnehmer selbst er- 
halten: Zweck des Europäischen Sozialfonds sollte es 
nicht sein, zur Finanzierung von Versicherungs- 
systemen oder Mechanismen zur Arbeitslosenunter- 
stützung beizutragen, sondern durch eine Förderung 
der Anpassung, der Eignung und der örtlichen Frei- 
zügigkeit der Arbeitskräfte der Gefahr der Arbeits- 
losigkeit ebenso wie dem Risiko des Arbeitskräfte- 
mangels vorzubeugen. 

Diese Interventionen müßten sich in einen hin- 
1 reichend elastischen Rahmen fügen, damit sich der 
Fonds an jeder Art von Maßnahme, die den vor- 
stehend definierten Grundzielen entspricht - unge- 
achtet des betreffenden Tätigkeitsbereichs - auf- 
grund eines einstimmigen Ratsbeschlusses beteili- 
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gen kann, sofern der Umfang der Maßnahme eine 
Intervention auf Gemeinschaftsebene rechtfertigt. 
Die Verantwortung für die erforderlichen Beschlüsse 
liegt nämlich bei den im Rat vereinigten Regierun- 
gen, wobei jedoch eine enge Mitarbeit der Kommis- 
sion erforderlich ist. Diese Aufgaben würden im 
Aussdiuß des Sozialfonds mit der Unterstützung 
und Beratung der unmittelbar betroffenen Sozial- 
partner wahrgenommen. 


# 4c 

Die französische Regierung würde es begrüßen, 
wenn der Rat die in diesem Memorandum enthalte- 
nen Leitlinien und Vorschläge prüfen könnte und 
dadurch auf einem Gebiet, das für die Zukunft der 
Gemeinschaft von grundlegender Bedeutung ist, 
rasch neue Impulse schaffen würde. 
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